
§ 11 BGG

(1) Träger öffentlicher Gewalt sollen mit Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit
seelischen Behinderungen in einfacher und verständlicher Sprache kommunizieren. Auf Verlangen sollen sie
ihnen insbesondere Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke in
einfacher und verständlicher Weise erläutern.

(2) Ist die Erläuterung nach Absatz 1 nicht ausreichend, sollen Träger öffentlicher Gewalt auf Verlangen
Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit seelischen Behinderungen Bescheide,
Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke in Leichter Sprache erläutern.

(3) Kosten für Erläuterungen im notwendigen Umfang nach Absatz 1 oder 2 sind von dem zuständigen
Träger öffentlicher Gewalt nach Absatz 1 zu tragen. Der notwendige Umfang bestimmt sich nach dem
individuellen Bedarf der Berechtigten.

(4) Träger öffentlicher Gewalt sollen Informationen vermehrt in Leichter Sprache bereitstellen. Die
Bundesregierung wirkt darauf hin, dass die Träger öffentlicher Gewalt die Leichte Sprache stärker einsetzen
und ihre Kompetenzen für das Verfassen von Texten in Leichter Sprache auf- und ausgebaut werden.

Fassung ab 14. Jul 2018

________________________

Fassung bis einschl 13. Jul 2018

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 BGG sollen mit Menschen mit geistigen
Behinderungen und Menschen mit seelischen Behinderungen in einfacher und verständlicher Sprache
kommunizieren. Auf Verlangen sollen sie ihnen insbesondere Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-
rechtliche Verträge und Vordrucke in einfacher und verständlicher Weise erläutern.

(2) Ist die Erläuterung nach Absatz 1 nicht ausreichend, sollen Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 1
Abs. 2 Satz 1 BGG auf Verlangen Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit seelischen
Behinderungen Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke in Leichter
Sprache erläutern.
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(3) Kosten für Erläuterungen im notwendigen Umfang nach Absatz 1 oder 2 sind von dem zuständigen
Träger öffentlicher Gewalt nach Absatz 1 zu tragen. Der notwendige Umfang bestimmt sich nach dem
individuellen Bedarf der Berechtigten.

(4) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 BGG sollen Informationen vermehrt in Leichter
Sprache bereitstellen. Die Bundesregierung wirkt darauf hin, dass die in Satz 1 genannten Träger öffentlicher
Gewalt die Leichte Sprache stärker einsetzen und ihre Kompetenzen für das Verfassen von Texten in
Leichter Sprache auf- und ausgebaut werden.

_____________________________

Fassung bis einschl 31. Dez 2017

Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 BGG sollen Informationen vermehrt in Leichter
Sprache bereitstellen. Die Bundesregierung wirkt darauf hin, dass die in Satz 1 genannten Träger öffentlicher
Gewalt die Leichte Sprache stärker einsetzen und ihre Kompetenzen für das Verfassen von Texten in
Leichter Sprache auf- und ausgebaut werden.

____________________________

Fassung bis einschl 26. Jul 2016

§ 11 BGG Barrierefreie Informationstechnik

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 BGG gestalten ihre Internetauftritte und -
angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der
Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der nach Satz 2 zu erlassenden Verordnung
schrittweise technisch so, dass sie von behinderten Menschen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt
werden können. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach Maßgabe der technischen, finanziellen und
verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten

1. die in den Geltungsbereich der Verordnung einzubeziehenden Gruppen behinderter Menschen,
2. die anzuwendenden technischen Standards sowie den Zeitpunkt ihrer verbindlichen Anwendung,
3. die zu gestaltenden Bereiche und Arten amtlicher Informationen.

(2) Die Bundesregierung wirkt darauf hin, dass auch gewerbsmäßige Anbieter von Internetseiten sowie von
grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, durch
Zielvereinbarungen nach § 5 BGG ihre Produkte entsprechend den technischen Standards nach Absatz 1
gestalten.
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___________________________

Fassung bis einschl 31. Dez 2007

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 BGG gestalten ihre Internetauftritte und -
angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der
Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der nach Satz 2 zu erlassenden Verordnung
schrittweise technisch so, dass sie von behinderten Menschen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt
werden können. Das Bundesministerium des Innern bestimmt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach
Maßgabe der technischen, finanziellen und verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten

1. - 3 . ...

(2) ...

__________________________

Fassung bis einschl 07. Nov 2006

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 BGG gestalten ihre Internetauftritte und -
angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der
Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der nach Satz 2 zu erlassenden Verordnung
schrittweise technisch so, dass sie von behinderten Menschen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt
werden können. Das Bundesministerium des Innern bestimmt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Gesundheit und Soziale Sicherung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, nach Maßgabe der technischen, finanziellen und verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten

1. - 3. ...

(2) ...
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